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Kein Platz für rechte Hetze – erst recht nicht auf Plätzen alter Synagogen

Stuttgart - Mit einem gemeinsamen Entschließungsantrag stellen sich die Landtagsfraktionen
erneut gegen jede Form des Antisemitismus. In dem Antrag, der am morgigen Donnerstag im
Plenum beraten wird, geht es insbesondere um den Umgang mit Versammlungen an jüdischen
Erinnerungs- und Begegnungsorten in Baden-Württemberg.

Die Fraktionen fordern einstimmig, dass Veranstaltungen und Demonstrationen, die etwa auf Plätzen
alter Synagogen stattfinden, um damit die jüdische Geschichte zu verunglimpfen, besonders in den Blick
genommen werden. Versammlungsbehörden und die Polizei müssten fortlaufend Orientierung und
Unterstützung im Umgang mit antiisraelitischen und antisemitischen Versammlungen erhalten, sind sich
die Fraktionen einig. Denn: „Antisemitische Hetze und Judenfeindlichkeit unter dem Deckmantel der
Versammlungs- und Meinungsfreiheit dürfen nicht geduldet werden.“

Bereits im Januar 2022 hatte das Innenministerium den Versammlungsbehörden in Baden-Württemberg
eine Handreichung zum Umgang mit antiisraelischen Versammlungen im Umfeld von Synagogen und
anderen jüdischen Einrichtungen unter Beachtung der geltenden Rechtslage gegeben. Die Fraktionen
fordern das Innenministerium nun auf, diesen wichtigen Handlungsrahmen stetig weiterzuentwickeln.

Dazu sagt Andreas Schwarz, Vorsitzender der Grünen-Fraktion: „Wir verurteilen jede Verharmlosung
und Verächtlichmachung der Opfer des Dritten Reichs auf das Schärfste. Ich empfinde tiefste Abscheu,
wenn Menschen sich mit den Opfern des Holocaust vergleichen, indem sie beispielsweise auf Anti-
Corona-Demos einen Davidstern mit der Aufschrift ‚ungeimpft‘ tragen. Wenn solche Veranstaltungen an
Orten stattfinden, die für die jüdische Gemeinschaft von großer Bedeutung sind, ist das erst recht
inakzeptabel. Antisemitismus hat in unserem Land nichts verloren.“

CDU-Faktionsvorsitzender Manuel Hagel MdL ergänzt: „Jüdisches Leben hat in Baden-Württemberg
nur einen Platz: Und zwar in der Mitte unserer Gesellschaft. Heute senden wir ein starkes Signal: Wir
machen uns stark für eine Gesellschaft, in der Antisemitismus keinen Platz hat. Wir schauen nicht weg,
wir schauen genau hin. Jede Jüdin und jeder Jude soll in Baden-Württemberg frei, sicher und gerne
leben können. Das Demonstrationsrecht ist unserer Demokratie ist ein hohes Gut. Dass aber Menschen
dieses Recht dort missbrauchen, wo während der schlimmsten Zeit unserer Geschichte Synagogen
brannten, nehmen wir nicht hin. Solche bewussten Provokationen und Grenzüberschreitungen lassen wir
uns als wehrhafte Demokratie nicht gefallen. Unsere Botschaft ist klar: Antisemitismus hat in Baden-
Württemberg keinen Platz.“
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Der Vorsitzende der SPD-Fraktion, Andreas Stoch, äußert sich wie folgt: „Jüdisches Leben war und
ist mitten unter uns, und darum liegen auch viele dieser Plätze bis heute sehr zentral. Das ist gut so, denn
wir wollen, dass diese Plätze leben. Niemand hat damit ein Problem, schon gar nicht die jüdischen
Gemeinden. Sie haben nicht einmal grundsätzlich etwas dagegen, dass Menschen diese Plätze nutzen,
um zu demonstrieren. Doch klar muss auch sein: Das sind nicht irgendwelche Plätze. Es sind und bleiben
Orte der Erinnerung. Und wer diese Erinnerung verächtlich machen will, der wird auf unseren
entschiedenen Widerstand stoßen. Mit dieser fraktionsübergreifenden Initiative schützen wir das
Andenken nicht nur vor den Feinden der Erinnerung, sondern auch vor den Feinden der Demokratie.“

Der Vorsitzende der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, sagt dazu auch mit Blick auf die
Situation in Pforzheim: „Der Kampf gegen alle Formen des Extremismus eint die demokratischen
Fraktionen, dies trotz der Differenzen im politischen Alltag. Für Antisemitismus und Israelfeindlichkeit ist
in unserer Gesellschaft kein Platz, das machen wir mit diesem Antrag noch einmal unmissverständlich
deutlich. Mit der heutigen Entschließung bekräftigen wir bei diesem wichtigen Thema den
gesellschaftlichen Zusammenhalt und wollen die Kommunen künftig in die Lage versetzen, auf
antiisraelische und judenfeindliche Versammlungen angemessen reagieren und gerade jüdische
Erinnerungs- und Begegnungsorte besonders schützen zu können. Es ist erfreulich, dass beispielsweise
die Stadt Pforzheim nun die Möglichkeit erhält, Aufmärsche auf dem Platz der Synagoge in Pforzheim zu
unterbinden.“

 

Der Link zum Entschließungsantrag:

https://www.landtag-bw.de/files/live/sites/LTBW/files/dokumente/WP17/Drucksachen/4000/17_4339_
D.pdf
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